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Sehr geehrte Damen und Herren,

der rasante Anstieg des KI-Einsatzes in Unternehmen lässt zugleich die Risiken und Fra- 
gen nach der Verlässlichkeit von KI-Systemen in den Vordergrund rücken. Fehlerhafte 
oder intransparente KI-Entscheidungen können Kundenvertrauen und Reputation gefähr-
den. Daher wird die Prüfung von KI-Systemen zu einem entscheidenden Faktor, um Ver- 
trauen in diese Technologien zu sichern.

IDW PS 861 – Rahmen für vertrauenswürdige KI
Um eine verlässliche Prüfungsgrundlage zu schaffen, hat das Institut der Wirtschaftsprü-
fer (IDW) 2023 den Prüfungsstandard IDW PS 861 eingeführt, der einheitliche Vorgaben 
für die Prüfung von KI-Systemen formuliert und Mindestanforderungen an vertrauens-
würdige KI-Systeme definiert. Die Kriterien basieren auf internationalen Standards und 
decken vier Bereiche ab: ethische und rechtliche Anforderungen, Fairness, Nachvollzieh-
barkeit (Transparenz und Erklärbarkeit) sowie IT-Sicherheit und Leistungsfähigkeit. Eine 
Prüfung nach PS 861 zeigt, ob ein KI-System diese Kriterien erfüllt, und schafft so Vertrauen 
in den KI-Einsatz. Für Unternehmen bedeutet das, Risiken frühzeitig zu erkennen und 
Schwachstellen wie Datenverzerrungen („Bias“) oder Sicherheitslücken aufzudecken, 
bevor sie zum Problem werden. Zugleich können sie das Potenzial der KI – von Effizienz-
gewinnen bis zu neuen Geschäftsmodellen – verantwortungsvoll ausschöpfen.

Regulatorischer Ausblick
Der EU AI Act – ein umfassendes KI-Gesetz – verfolgt einen risikobasierten Ansatz, sieht 
strenge Regeln für Hochrisiko-KI vor (z.B. Transparenzpflichten) und verbietet KI-Anwen-
dungen mit unvertretbarem Risiko. Das Ziel: Vertrauen und Sicherheit stärken, ohne Inno-
vation abzuwürgen. Während der EU AI Act den Rahmen vorgibt, liefert IDW PS 861 eine 
praktische Grundlage, um KI-Systeme einheitlich zu prüfen. Unternehmen sollten sich 
frühzeitig mit der Regulierung und dem Prüfungsstandard vertraut machen und eine 
KI-Prüfung nach PS 861 in Erwägung ziehen.

Die Prüfung von KI-Systemen wird zum Schlüsselelement, um Chancen und Risiken der 
KI in Balance zu halten. DORNBACH steht Ihnen als kompetenter Partner zur Seite – so-
wohl bei der Prüfung Ihrer KI-Systeme nach PS 861 als auch bei der Implementierung der 
entsprechenden Maßnahmen, damit Sie KI-Anwendungen verantwortungsvoll einsetzen 
können.

Mit freundlichen Grüßen

Torsten Ewen 
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH
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  Termine Juni 2025	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so früh- 
zeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf 
dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
24.06.2025, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 10.06.20252	 13.06.2025	 10.06.2025

	 10.06.2025	 13.06.2025	 10.06.2025

	 10.06.2025	 13.06.2025	 10.06.2025

	 10.06.20254	 13.06.2025	 10.06.2025

	 15.08.20254	 18.08.2025	 15.08.2025

	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 26.06.2025	 entfällt	 entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Erfolglose Verfassungsbeschwerde  
  gegen Solidaritätszuschlag  

Das Bundesverfassungsgericht hat eine 
Verfassungsbeschwerde gegen das Soli- 
daritätszuschlaggesetz 1995 (SolZG 1995) 
in der Fassung des Gesetzes zur Rückfüh-
rung des Solidaritätszuschlags 1995 vom 
10.12.2019 zurückgewiesen (Az. 2 BvR 
1505/20). Die Richter begründen ihre Ent- 
scheidung damit, dass ein offensichtlicher 
Wegfall des auf den Beitritt der damals 
neuen Länder zurückzuführenden Mehrbe- 
darfs des Bundes auch heute (noch) nicht 
festgestellt werden kann. Eine Verpflichtung 
des Gesetzgebers zur Aufhebung des Soli- 
daritätszuschlags ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2020 bestehe folglich nicht.

Zudem habe der Gesetzgeber mit der Reform 
von 2019 (u. a. durch Anhebung der Frei- 
grenzen ab 2021) seine Pflicht zur Beobach-
tung der Voraussetzungen der Abgabe 
erfüllt. Des Weiteren sei die Höhe des Zu- 
schlags (5,5 %) nicht unverhältnismäßig. 
Auch eine Ungleichbehandlung etwa zwi- 
schen Einkommensteuer- und Körper-
schaftsteuerpflichtigen oder bei Kapitaler-
trägen liege nicht vor, da es sich um unter- 
schiedlich gelagerte Sachverhalte handle, 
so das Bundesverfassungsgericht.

  Neues Gutachten zur „doppelten  
  Besteuerung“ von Renten  

Das Bundesverfassungsgericht hat zwei 
Verfassungsbeschwerden zur doppelten 
Besteuerung von Renten nicht angenommen 
und damit die bestehende Rechtslage un- 
termauert. Wissenschaftliche Gutachten 
– eingeholt vom Bundesministerium der 
Finanzen – bestätigen nun, dass keine wei-
teren gesetzlichen Anpassungen im Kon- 
text einer „doppelten Besteuerung“ von 
Renten aus der Basisversorgung nötig sind.

Diesen Verfassungsbeschwerden waren 
zwei Urteile des Bundesfinanzhofs vom 
19.05.2021 (Az. X R 33/19 und X R 20/19) 
vorausgegangen, in denen die Revisions-
kläger eine sog. doppelte Besteuerung 
ihrer Rentenbezüge rügten. Die beiden 

über die Betriebskosten abrechnete. Auf 
dem Mehrfamilienhaus installierte der Klä- 
ger eine PV-Anlage. Im Rahmen einer Förde-
rung der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
hatte sich der Kläger dazu verpflichtet, 50 % 
der Stromlieferungen innerhalb des Miet- 
objekts abzunehmen. Soweit der durch die 
PV-Anlage produzierte Strom nicht aus- 
reichte, gewährleistete der Kläger die Strom-
versorgung durch den Bezug und die Weiter-
lieferung externen Stroms. Aus der 
Anschaffung der PV-Anlage machte er einen 
Vorsteuerabzug geltend. Das beklagte Fi- 
nanzamt gelangte demgegenüber im Rah- 
men einer Umsatzsteuer-Sonderprüfung zu 
dem Ergebnis, dass die beiden Leistungen 
Vermietung und Stromlieferung so eng zu- 
sammenhingen, dass die Stromlieferung 
als Nebenleistung umsatzsteuerrechtlich 
das Schicksal der Hauptleistung (Vermie-
tung) teile. Da die Wohnungen umsatz-
steuerfrei vermietet würden, sei der Vor- 
steuerabzug aus der Anschaffung der PV- 
Anlage insoweit – also um 50 % – ausge-
schlossen.

Das Finanzgericht Münster gab der hierge- 
gen gerichteten Klage statt (Az. 15 K 128/21). 
Die PV-Anlage werde vorliegend vollumfäng-
lich für steuerpflichtige Ausgangsumsätze 
des Klägers verwendet. Die Stromlieferun-
gen des Klägers an seine Mieter stellen 
keine unselbstständigen Nebenleistungen 
zu den umsatzsteuerfreien Vermietungsleis-
tungen (§ 4 Nr. 12 Buchst. a UStG), sondern 
selbstständige Hauptleistungen in Form 
von Lieferungen dar. Dies gelte sowohl für 
den vom Kläger mit der Photovoltaikanlage 
eigenproduzierten als auch für den von 
externen Stromanbietern bezogenen Strom.

Hinweis
Eine einheitliche Leistung liegt vor, 
wenn mehrere Einzelleistungen oder 
Handlungen des Steuerpflichtigen für 
den Kunden so eng miteinander ver- 
bunden sind, dass sie objektiv eine 
einzig untrennbar wirtschaftliche Leis- 
tung bilden, deren Aufspaltung wirk- 
lichkeitsfremd wäre. Im Zusammen-
hang mit der Vermietung von Immobi-
lien sind zwei Fallgruppen zu unter- 

Revisionen wurden vom Bundesfinanzhof 
jeweils als unbegründet zurückgewiesen. 
Die gegen diese Entscheidungen erhobenen 
Verfassungsbeschwerden hat das Bundes- 
verfassungsgericht im Jahr 2023 nicht zur 
Entscheidung angenommen (Az. 2 BvR 
1140/21 und Az. 2 BvR 1143/21). Dabei hat 
es ausgeführt, dass die vom Bundesfinanz- 
hof vertretene Sichtweise eines einzelfall-
bezogenen Verbots „doppelter Besteuerung“ 
jedenfalls nicht offensichtlich ist. Die 
seinerzeitige Vorgabe des Bundesverfas-
sungsgerichts aus dem Jahr 2002, dass „in 
jedem Fall“ eine „doppelte Besteuerung“ 
zu vermeiden sei, lasse sich vielmehr auch 
so deuten, dass der Gesetzgeber nur dazu 
angehalten werden sollte, eine strukturelle 
„doppelte Besteuerung“ von ganzen Rent- 
nergruppen bzw. -jahrgängen zu verhindern, 
nicht aber eine solche in jedem individuel-
len Fall.

  Abgabefristen für die Einkommen-  
  steuererklärung für das Kalender-  
  jahr 2024  

Seit Ausbruch der Corona-Krise wurden die 
Abgabetermine für die Einkommensteuer-
erklärungen der letzten Jahre durch die 
Finanzverwaltung verlängert. Für die Ein- 
kommensteuererklärung 2024 gelten letzt- 
malig verlängerte, jedoch kürzere Abgabe-
fristen als im letzten Jahr. Nicht beratene 
Steuerpflichtige, die ihre Einkommensteu-
ererklärung selbst erstellen, müssen diese 
bis spätestens 31.07.2025 bei ihrem Wohn- 
sitzfinanzamt einreichen. Bei der Abgabe 
über einen Steuerberater verlängert sich 
die Frist für die Einkommensteuererklärung 
2024 bis zum 30.04.2026 (Beraterprivileg). 
Die verlängerte Abgabefrist bis zum 30.04. 
2026 gilt für Steuerpflichtige jedoch nur im 
Zusammenhang mit einem bestehenden 
Auftrag – eine Vollmacht allein genügt nicht.

  PV-Anlage: Lieferung von Mieter-  
  strom stellt eine selbstständige  
  Hauptleistung dar  

Der Kläger war Eigentümer eines umsatz-
steuerfrei vermieteten Mehrfamilienhauses 
und lieferte seinen Mietern Strom, den er 
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scheiden: Verfügt der Mieter über die 
Möglichkeit, die Lieferanten und/oder 
die Nutzungsmodalitäten der in Rede 
stehenden Gegenstände oder Dienst- 
leistungen auszuwählen, können die 
entsprechenden Leistungen als von 
der Vermietung getrennt angesehen 
werden. Dies gilt insbesondere, wenn 
der Mieter über den Umfang der erhal- 
tenen Leistungen, die in Abhängigkeit 
des Verbrauchs abgerechnet werden 
können, entscheiden kann. Sofern 
demgegenüber die Vermietung eines 
Gebäudes in wirtschaftlicher Hinsicht 
offensichtlich mit den begleitenden 
Leistungen objektiv eine Gesamtheit 
bildet, kann davon ausgegangen wer- 
den, dass die Leistung mit der Vermie- 
tung eine einheitliche Leistung bildet.

  Wirtschaftliches Eigentum von  
  Sicherungsaktien  

Im Streitfall hatte die Klägerin mit ihrer Bank 
zeit- und betragsgleiche, gegenläufige Wert-
papierpensions- und Wertpapierdarlehens-
geschäfte abgeschlossen. Für die Dauer der 
Wertpapierdarlehen erhielt sie als Sicher- 
heit börsennotierte britische Aktien von 
ihrer Bank gegen Zahlung einer Gebühr. 
Über diese Aktien konnte sie uneinge-
schränkt verfügen und mit ihnen verbun-
dene Stimmrechte ausüben. Bei Beendi-
gung der Wertpapierdarlehen musste sie 
Aktien gleicher Art und Menge zurücküber-
tragen. Ausgeschüttete Dividenden hatte 
sie zeit- und betragsgleich an ihre Bank 
weiterzuleiten. Da bezogene Dividenden 
nach damaliger Rechtslage steuerfrei ge- 
wesen sind, die Weiterleitung der Divi- 
denden jedoch steuerlich als Betriebsaus-
gabe abziehbar war, ergab sich in Höhe 
der bezogenen Dividenden ein steuerlicher 
Verlust. Diesen Verlust maximierte die Klä- 
gerin, indem sie Aktien, deren Ausschüt-
tungen sie bereits empfangen hatte, vor- 
zeitig gegen solche austauschte, bei denen 
die Ausschüttung noch anstand. Das 
beklagte Finanzamt sah hierin einen Miss- 
brauch von rechtlichen Gestaltungsmög-
lichkeiten (§ 42 der Abgabenordnung) und 

erhöhte den Gewinn der Klägerin um die 
bezogenen Dividenden. Eine Klage blieb 
erfolglos. Das Finanzgericht München recht-
fertigte die Gewinnerhöhungen damit, dass 
die britischen Aktien im Zeitpunkt des Divi-
dendenbezugs steuerlich nicht der Klägerin, 
sondern ihrer Bank zuzurechnen seien, so- 
dass es auf einen Gestaltungsmissbrauch 
nicht ankam.

Dem ist der Bundesfinanzhof mit einer Ent- 
scheidung mit Signalwirkung für Kapital-
marktgeschäfte(!) entgegengetreten. Die 
Richter des Bundesfinanzhofs stellten klar: 
Maßgeblich ist, wer tatsächlich über die 
Aktien verfügen darf – nicht, was beabsich-
tigt ist (Az. I R 3/21). Werden Aktien zur 
Sicherheit übereignet, seien sie steuerlich 
ab dem Eigentumsübergang dem Erwerber 
und Sicherungsnehmer zuzurechnen, wenn 
dieser die wesentlichen mit den Aktien ver-
bundenen Rechte (insbesondere Veräuße-
rung und Ausübung von Stimmrechten) 
rechtlich und tatsächlich unabhängig vom 
Eintritt eines Sicherungsfalls ausüben kann. 
Im Streitfall seien die Aktien steuerlich nach 
§ 39 AO der Klägerin zuzurechnen, weil ihr 
– anders als beim klassischen Sicherungs-
eigentum – die wesentlichen mit den Aktien 
verbundenen Rechte zugestanden haben. 
Nicht relevant seien für die Zurechnung 
subjektive Absichten, bestehende Befug- 
nisse auch wahrnehmen zu wollen. Solche 
Motive könnten jedoch bei einer Prüfung 
des Vorliegens eines Gestaltungsmiss-
brauchs beachtlich sein. Ob ein solcher 
vorliegt, konnte der Bundesfinanzhof 
jedoch auf der Grundlage der tatsächlichen 
Feststellungen des Finanzgerichts München 
nicht abschließend prüfen. Er hat den Fall 
daher an die Vorinstanz zurückverwiesen.

  Grunderwerbsteuerpflicht von  
  „nachträglichen Sonderwün-   
  schen“ beim Grundstückserwerb  
  mit noch zu errichtendem  
  Gebäude  

Der Bundesfinanzhof entschied, dass Ent- 
gelte für nachträglich vereinbarte Sonder-
wünsche für eine noch zu errichtende Im- 
mobilie der Grunderwerbsteuer unterlie-

gen, wenn ein rechtlicher Zusammenhang 
mit dem Grundstückskaufvertrag besteht. 
Sie seien dann nicht in dem ursprünglichen 
Grunderwerbsteuerbescheid über die 
Besteuerung des Kaufvertrags, sondern in 
einem nachträglichen gesonderten Steuer- 
bescheid zu erfassen. Dies gelte jedoch 
nicht für Hausanschlusskosten, wenn sich 
der Grundstückskäufer zur Übernahme 
dieser Kosten bereits im (ursprünglichen) 
Grundstückskaufvertrag verpflichtet hat 
(Az. II R 15/22 und Az. II R 18/22).

  Bekanntgabe des Basiszinses  
  2025 zur Berechnung der Vorab-  
  pauschale  

Seit Ende der Nullzinspolitik müssen Anleger 
eines Investmentfonds auf ihre Investment-
erträge wieder die sog. Vorabpauschale nach 
§ 18 InvStG zahlen (§ 16 Abs. 1 Nr. 2 InvStG). 
Das Investmentsteuergesetz regelt die Be- 
steuerung von Investmentfonds. Die Vorab-
pauschale wurde mit dem Investmentsteu-
ergesetz 2018 eingeführt. In den Jahren 
2021 und 2022 wurde wegen des negativen 
Basiszinses keine Vorabpauschale erhoben. 
Ab dem Jahr 2023 änderte sich das wieder.

Das Bundesfinanzministerium gibt alljähr- 
lich in einem separaten Schreiben den für 
das betreffende Veröffentlichungsjahr maß-
geblichen Basiszinssatz für die Ermittlung 
des Basisertrags und damit der Vorabpau-
schale bekannt. Es muss den maßgeben-
den Zinssatz im Bundessteuerblatt ver- 
öffentlichen.

Der Basisertrag ermittelt sich durch Multi- 
plikation des Rücknahmepreises des Invest-
mentanteils zu Beginn des Kalenderjahres 
mit 70 % des Basiszinses (§ 18 Abs. 1 Satz 
2 InvStG):

Wert der Fondsanteile * Basiszins * 70 % 
= Basisertrag 

Am 10.01.2025 hat das Bundesfinanzminis-
terium den maßgeblichen Basiszins vom 
02.01.2025 mit einem Wert von 2,53 % 
bekannt gegeben (Az. IV C 1 - S 1980/00230/ 
009/002). Dieser Zinssatz entspricht der 
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Verzinsung von Bundeswertpapieren mit 
jährlicher Kuponzahlung und einer Restlauf-
zeit von 15 Jahren. Die Vorabpauschale 2025 
ist unter Anwendung dieses Basiszinses zu 
ermitteln und gilt am 02.01.2026 als zuge- 
flossen (§ 18 Abs. 3 InvStG).

Beispiel:
Wert der Fondsanteile 
zum Jahresanfang:	 10.000 Euro
Basiszins 2025:	 2,53 %
Basisertrag = 
10.000 Euro * 2,53 % * 70 % = 	177,10 Euro

Bei Verlust ist keine Vorabpauschale fällig. 
Im Jahr des Erwerbs der Investmentanteile 
vermindert sich die Vorabpauschale um 
1/12 für jeden vollen Monat, der dem Monat 
des Erwerbs vorangeht. D. h., bei unterjäh-
rigem Kauf der Anteile ist die Vorabpau-
schale monatsweise zu berechnen.

Hinweis
Anleger, die in Investmentfonds (z. B. 
ETFs) investieren, sollten zu Beginn 
eines Jahres für genügend Liquidität 
auf dem Verrechnungskonto sorgen. 
Die Belastung des Fondsanlegers mit 
der Vorabpauschale erfolgt für das Ver- 
anlagungsjahr jeweils am ersten Werk-
tag des Folgejahres. D. h., die Vorab- 
pauschale für das Veranlagungsjahr 
2025 ist zum 02.01.2026 fällig.

Ob es infolge der Vorabpauschale tat- 
sächlich zu einer Steuerbelastung 
kommt, hängt von mehreren Faktoren 
ab. Beispielsweise ist ein erteilter Frei-
stellungsauftrag zu berücksichtigen.
Zur Ermittlung der Vorabpauschale 
2024, die am 02.01.2025 als zugeflos-
sen gilt, hatte das Bundesfinanzminis-
terium mit Schreiben vom 05.01.2024 
einen Wert von 2,29 % als Basiszins 
bekanntgegeben.

  Pauschalbesteuerung bei Erträgen  
  aus ausländischen thesaurie-  
  renden „schwarzen“ Fonds  

Die Klägerin hatte im Jahr 2003 Anteile an 
mehreren thesaurierenden Investment-

fonds erworben, die nach österreichischem 
Recht aufgelegt waren. Diese Fonds gaben 
jedoch keine für das deutsche Steuerrecht 
geeigneten Angaben zur Ertragsbesteue-
rung, insbesondere nicht für in Deutsch-
land ansässige Anleger.

Der Bundesfinanzhof stellte klar (Az. VIII R 
13/20), dass § 6 Abs. 2 InvStG 2004 auch 
auf thesaurierende, nicht transparente 
Fonds anzuwenden ist („schwarze“ Fonds). 
Wenn die Fonds die notwendigen steuer-
lichen Angaben nicht bereitstellen, könne 
der Anleger nach Auffassung der Richter 
die pauschale Ermittlung der Erträge nicht 
ohne entsprechenden Nachweis umgehen. 
Er habe zwar die Möglichkeit, die Besteue-
rungsgrundlagen nach § 6 Abs. 2 InvStG 
2004 selbst zu erklären, müsse jedoch 
beweisen, dass die Erträge nach deutschem 
Steuerrecht ermittelt wurden. Fehlen 
diese erforderlichen Nachweise, bleibe die 
Pauschalbesteuerung nach § 6 InvStG 
2004 anwendbar. Vorliegend konnte die 
Klägerin die erforderlichen Nachweise 
nicht erbringen, weshalb die Klage vom 
Bundesfinanzhof abgewiesen wurde.

  „Stop the Clock“: DStV zur Ver-  
  schiebung von Nachhaltigkeits-  
  und Sorgfaltsberichtspflichten  
  für Unternehmen  

Im Eilverfahren hat das EU-Parlament eine 
Verschiebung von Nachhaltigkeits- und 
Sorgfaltsberichtspflichten für Unterneh-
men beschlossen. Zuvor hatte bereits der 
Rat der EU grünes Licht für die Verhand-
lungen mit den Europaabgeordneten gege- 
ben. Die Verschiebung könnte also schnell 
umgesetzt werden. Für die Rechtssicher-
heit von Wirtschaft, Beratern und Prüfern 
ist dies dringend geboten.

„Stop the Clock“ hat weder mit den leidi- 
gen Diskussionen um die Umstellung auf 
Sommerzeit zu tun, noch ist damit ein Al- 
bum der britischen Rockband Oasis gemeint. 
„Stop the Clock“ ist EU-Sprache und be- 
zeichnet den Richtlinienvorschlag, der die 
Einführung von Nachhaltigkeits- und Sorg- 
faltsberichtspflichten für bestimmte 

Unternehmen verschieben soll.

Am 26.02.2025 veröffentlichte die EU-Kom- 
mission den sog. Omnibus I, einen Vor- 
schlag für ein Richtlinienpaket zur Verein- 
fachung von Berichtspflichten von Unter- 
nehmen bei der Nachhaltigkeit (CSRD) und 
der Sorgfaltspflichten in der Lieferkette 
(CS3D). Damit will die EU-Kommission Un- 
ternehmen von Verwaltungsaufwand entlas-
ten und ihre Wettbewerbsfähigkeit steigern. 
Tatsächlich soll mit dem Vorschlag die 
zuvor verabschiedete Überbelastung der 
Unternehmen abgemildert werden.

Schließlich war Omnibus 1 nicht zuletzt die 
Folge berechtigter Klagen der Wirtschaft 
über ein Übermaß an Bürokratie. Zugleich 
war es aber auch die Konsequenz der 
lobenswerten Erkenntnis von Teilen der 
gesetzgeberischen Organe, dass das Rad 
der Belastbarkeit für Wirtschaftsakteure 
nicht beliebig weitergedreht werden kann.

Ein zentraler Punkt des Omnibus 1 ist eine 
signifikante Begrenzung des Anwendungs-
bereichs der CSRD. Danach sollen nur noch 
Unternehmen mit mehr als 1.000 Mitarbei-
tern, einem Umsatz von mehr als 50 Mio. 
Euro oder einer Bilanzsumme von 25 Mio. 
Euro zum Nachhaltigkeits-Reporting gemäß 
der CSRD verpflichtet werden. Nach den An-
gaben der EU-Kommission würden damit 
80 % der bisher verpflichteten Unterneh-
men aus dem Anwendungsbereich fallen.

Für den DStV ist das ein guter Vorschlag, 
der zeigt, dass die EU-Kommission beim 
Bürokratieabbau nicht zu kleckern, sondern 
zu klotzen gedenkt.

Die Krux beim Omnibus 1: Die CSRD hätte 
von den nationalen Gesetzgebern seit dem 
01.01.2025 in nationales Recht umgesetzt 
werden müssen. Deutschland etwa ist des- 
halb im Verzug, weswegen die EU-Kommis-
sion eigentlich angehalten wäre, rechtliche 
Schritte gegen das umsetzungsunwillige 
Mitglied einzuleiten. Andererseits wären 
im Falle einer Umsetzung der bestehenden 
CSRD die 80 % der Unternehmen temporär 
zur Berichterstattung verpflichtet worden. 
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Also die Unternehmen, die nun wieder aus 
dem Anwendungsbereich genommen wer- 
den sollen. Selten hätte der Begriff „unzu- 
mutbar“ für so eine kost- und ressourcen-
spielige Einführung der Berichtspflicht für 
diese Unternehmen besser gepasst.

Daher hat sich der Europäische Gesetzge-
ber mit „Stop the Clock“ dazu entschlos-
sen, die Uhr anzuhalten, die Einführung 
der Berichtspflichten für diese Unterneh-
men zu verschieben und damit die Mit- 
gliedstaaten aus dem Umsetzungsverzug 
zu entlassen. Gleichzeitig verschafft „Stop 
the Clock“ dem Gesetzgeber die erforder-
liche Zeit, um die eigentlichen Vereinfa-
chungen der Berichtspflichten von CSRD 
und CS3D zu verhandeln.

Mit der im sog. Eilverfahren vorgenommenen 
Abstimmung hat das EU-Parlament gezeigt, 
dass es zu einer schnellen Entscheidungs-
findung in der Lage ist. Ebenso der Rat der 
EU. Das ist schon mal eine gute Nachricht 
für eine handlungsfähige Demokratie.

Nach „Stop the Clock“ bräuchte es jetzt 
allerdings noch ein „Lessons learned“ und 
damit die vollständige Verabschiedung 
des Omnibus 1-Vorschlags zur Entlastung 
von Nachhaltigkeits-Berichtspflichten. 
Wohlgemerkt von Berichtspflichten, auf 
die sich zahlreiche Unternehmen bereits 
vorbereitet hatten und die vom Gesetzge-
ber nun zurückgenommen werden sollen, 
bevor sie überhaupt in nationales Recht 
umgesetzt wurden. In der Nachbetrachtung 
ist dieses Vorgehen sicherlich eine 
unnötige Rolle rückwärts, die man der 
Wirtschaft, Prüfern und Beratern hätte 
ersparen können (Deutscher Steuerbera-
terverband e. V., Mitteilung vom 
03.04.2025).

  Transaktionsmatrix § 90 Absatz 3  
  Satz 2 Nr. 1 AO  

1. Allgemeines
Mit dem vierten Gesetz zur Entlastung der 
Bürgerinnen und Bürger, der Wirtschaft so- 
wie der Verwaltung von Bürokratie (soge- 
nanntes Viertes Bürokratieentlastungsge-

setz – BEG IV, BGBl 2024 I Nummer 323) 
wurden die Aufzeichnungspflichten für 
Verrechnungspreiszwecke in § 90 Absatz 3 
und 4 AO angepasst und neu strukturiert. 
In § 90 Absatz 3 AO sind die einzelnen Auf- 
zeichnungspflichten (Transaktionsmatrix, 
Sachverhaltsdokumentation und Angemes-
senheitsdokumentation) numerisch unter- 
gliedert. Ein neuer Bestandteil der Aufzeich-
nungen ist die Transaktionsmatrix (§ 90 
Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 AO), die in der 
Betriebsprüfungspraxis bereits teilweise 
zur Anwendung kam.

Die Transaktionsmatrix ist eine strukturierte, 
tabellarische Übersicht, die relevante Infor-
mationen zu grenzüberschreitenden Ge- 
schäftsbeziehungen des Steuerpflichtigen 
mit nahestehenden Personen und Betriebs-
stätten enthält. Sie unterstützt insbeson-
dere die risikoorientierte Fall- und Prüffeld- 
auswahl im Rahmen von Außenprüfungen. 
Hierzu hat das Bundesministerium der 
Finanzen am 02.04.2025 ein Schreiben 
(koordinierter Ländererlass, IV B 3 - S-0225 
/ 00019 / 004 / 009) veröffentlicht.

2. Bestandteile einer Transaktionsmatrix
In der Transaktionsmatrix sind anzugeben:

•	 der Gegenstand und die Art der Ge- 
schäftsvorfälle (beispielsweise Waren- 
lieferung und Dauersachverhalt),

•	 die an den Geschäftsvorfällen Beteilig-
ten unter Kennzeichnung von Leistungs- 
empfänger und Leistungserbringer,

•		 das Volumen und das Entgelt (in Euro) der 
Geschäftsvorfälle (beispielsweise Darle-
hensvolumen und Zins oder Ent-gelt für 
eine Warenlieferung oder Dienstleistung),

•		 die vertragliche Grundlage (Benennung 
der Vertragsunterlage),

•		 die angewandte Verrechnungspreisme-
thode (zum Beispiel Kostenaufschlags-
methode oder Preisvergleichsmethode),

•		 die betroffenen Steuerhoheitsgebiete und
•		 ob Geschäftsvorfälle nicht der Regelbe-

steuerung im betreffenden Steuerhoheits-
gebiet unterliegen.

Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass vorhan-
dene Verträge nur zu benennen und nicht 

der Transaktionsmatrix beizufügen sind. 
Geschäftsvorfälle unterliegen beispiels-
weise nicht der Regelbesteuerung, wenn 
im Zusammenhang mit dem entsprechen-
den Geschäftsvorfall im betreffenden 
Steuerhoheitsgebiet ein steuerliches 
Präferenzregime (zum Beispiel Lizenzbox) 
zur Anwendung kommt. Geschäftsvorfälle 
gegenüber einer nahestehenden Person 
oder Betriebsstätte in Bezug auf ein 
Steuerhoheitsgebiet, die gemessen an 
Funktionen und Risiken wirtschaftlich 
vergleichbar sind, können für die Erstel-
lung von Aufzeichnungen zu Gruppen 
zusammengefasst werden und sind 
entsprechend in der Transaktionsmatrix 
einzutragen (siehe § 2 Absatz 3 GAufzV).

Die Finanzbehörde kann Abweichungen in 
Form, Inhalt oder Umfang der Transaktions-
matrix zulassen. Damit wird eine an den 
Einzelfall angepasste Anwendung in der 
Praxis ermöglicht, insbesondere in Fällen, 
in denen bereits in der Vergangenheit eine 
Verständigung mit der Finanzbehörde über 
die Ausgestaltung einer Transaktionsma-
trix für Verrechnungspreiszwecke erzielt 
wurde (zum Beispiel Anschlussprüfung). 
Wenn eine abweichende Darstellung der 
Transaktionsmatrix vom Steuerpflichtigen 
begehrt wird, muss er diese frühzeitig im 
Vorfeld, spätestens innerhalb der 30-Tage- 
Frist kommunizieren und begründen.

Als Anlage sind zwei exemplarische Bei- 
spiele einer Transaktionsmatrix angefügt.

3. Zeitliche Anwendung
Die Neuregelungen des § 90 AO gelten  
ab dem 01.01.2025 (vergleiche Artikel 97,  
§ 37 EGAO).

Der Regelfall wird die Vorlage von Verrech-
nungspreisaufzeichnungen im Rahmen 
einer Außenprüfung sein; entsprechend 
verhält es sich mit der Vorlage einer  
Transaktionsmatrix. Daher sind gemäß  
§ 90 Absatz 4 Satz 2 AO ab dem 01.01. 
2025 im Fall einer Außenprüfung ohne 
gesondertes Verlangen innerhalb von 30 
Tagen nach Bekanntgabe der Prüfungsan-
ordnung
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•		 die Stammdokumentation bei Über-
schreiten der Größenklassen,

•		 Aufzeichnungen über außergewöhnli-
che Geschäftsvorfälle sowie

•		 die Transaktionsmatrix vorzulegen.

Da eine Prüfungsanordnung, die in 2025 
ergeht, regelmäßig auch Prüfungszeiträu-
me vor 2025 umfasst, muss eine Transak-
tionsmatrix in diesen Fällen auch für die 
Vorjahre erstellt werden. Die Neuregelun-
gen (die 30-Tage-Frist) gelten für ein im 
Jahr 2025 gestelltes Vorlageverlangen 
hinsichtlich der Transaktionsmatrix auch, 
wenn die Prüfungsanordnung vor dem 
01.01.2025 ergangen ist.

Die Finanzbehörde kann nach § 90 Absatz 
4 Satz 1 AO jederzeit die Vorlage der Ver- 
rechnungspreisaufzeichnungen nach § 90 
Absatz 3 AO verlangen (das heißt auch außer-
halb einer Außenprüfung, zum Beispiel für 
Zwecke eines Vorabverständigungsverfah-
rens gemäß § 89a AO).

Beispiel:
Es ist bei dem Unternehmen X in 2025 
eine Außenprüfung für die Jahre 2019  
bis 2022 angedacht. Bei einer Prüfungs-

anordnung, die am 10.03.2025 für die 
Jahre 2019 bis 2022 bekanntgegeben 
wird, ist sodann die Transaktionsmatrix 
(sowie gegebenenfalls die Stammdoku-
mentation und Aufzeichnungen über 
außergewöhnliche Geschäftsvorfälle) 
innerhalb von 30 Tagen für diesen Prü- 
fungszeitraum ohne gesondertes Verlan- 
gen bis zum 09.04.2025 vorzulegen.

Bei Außenprüfungen, bei denen keine 
ertragsteuerlichen Auslandssachverhalte 
geprüft werden (insbesondere Umsatz-
steuersonderprüfungen, Lohnsteuerau-
ßenprüfungen oder Prüfungen der 
Versicherungsteuer), sind die Transakti-
onsmatrix, die Stammdokumentation 
sowie die Aufzeichnungen über außerge-
wöhnliche Geschäftsvorfälle nur auf 
gesondertes Verlangen vorzulegen und 
sonach nicht automatisch 30 Tage nach 
Bekanntgabe der Prüfungsanordnung 
vorlagepflichtig.

4. Sanktion bei der Nichtabgabe der Trans-
aktionsmatrix
Bei Nichtvorlage der Transaktionsmatrix ist 
nach § 162 Absatz 4 Satz 1 AO ein Zuschlag 
in Höhe von 5.000 Euro festzusetzen.

IMPRESSUM 

Herausgeber:
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56070 Koblenz

Verantwortlich für den Inhalt:
Dipl.-Betriebswirt Rolf Groß  
Wirtschaftsprüfer / Steuerberater
Fachberater für Internationales 
Steuerrecht

Die in dieser Mandantenzeitung 
gegebenen Informationen können 
die zugrunde liegenden Sachver-
halte oftmals nur verkürzt wieder-
geben. Wir bitten Sie daher, vor 
Entscheidungen auf der Grund lage 
dieser Informationen, diesbezüg-
lich mit uns Kontakt aufzunehmen.

5. Muster
Transaktionsmatrix (Beispiel 1)
Steuerpflichtiger[1]:                                                                                Wirtschaftsjahr: 

Lfd. 	 Transaktionspartner	 Gegenstand und Art	 Volumen	 Entgelt	 Vertragliche	 Verrechnungs-	 Steuerhoheitsgebiet	 Abweichung von der 
Nr.	 [2]	 des Geschäftsvorfalls	 (Euro)		  Grundlage	 preismethode	 des Transaktionspartners	 Regelbesteuerung beim
									         Transaktionspartner
	
Fußnoten:
[1]	 Kennzeichnung, ob der Steuerpflichtige Leistungsempfänger oder Leistungserbringer ist. Ggf. für beide Fälle getrennte Tabellen 
	 erstellen.
[2]	 Kennzeichnung, ob der Transaktionspartner (Beteiligter am Geschäftsvorfall), Leistungsempfänger oder Leistungserbringer ist. 
	 Ggf. für beide Fälle getrennte Tabellen erstellen.

Transaktionsmatrix (Beispiel 2)
Steuerpflichtiger:

Lfd	 Leistungs-	 Leistungs-	 Gegenstand	 Volumen	 Entgelt	 Vertragliche	 Verrechnungs-	 Steuerhoheitsgebiet 	 Abweichung von der
Nr. 	 erbringer	 empfänger	 und Art der 		  (Euro)	 Grundlage	 preismethode	 des Transaktionspartners	 Regelbesteuerung beim
	  		  Geschäftsbeziehung						      Transaktionspartner

Wj1   Wj2   Wj3    Wj1   Wj2   Wj3
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  wpg@dornbach.de  ·  www.dornbach.de	

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin Marketing & Öffent-
lichkeitsarbeit:
Telefon:  +49 261 94 31 - 0
Mail:      lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg · Mainz ·  
München · Pirna · Saarbrücken · Solingen · Wetzlar

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH	

Donnerstag, 05. Juni 2025, 14.00 – 16.30 Uhr – AKTUELLE BRENNPUNKTE BEI DER UMSATZSTEUER 2025 

Referent: Jürgen Serafini, Dipl. Finanzwirt und USt-Teamleiter bei der Konzernbetriebsprüfung Bonn oder Thomas Meurer, Dipl. Finanz-
wirt, Sachgebietsleiter und USt- wie Betriebsprüfungsexperte im Finanzamt Aachen
Das neue Jahr bringt erneute Veränderungen bei der Umsatzsteuer: So hat die EU jüngst endlich ihr großes MwSt-Reformpaket („ViDA“) 
auf den Weg gebracht und im deutschen UStG greifen seit dem Jahreswechsel zahlreiche Änderungen. Und auch in der sonstigen „um-
satzsteuerlichen Rechtsentwicklung“ durch Rechtsprechung oder Verwaltungsverlautbarungen haben sich Neuerungen ergeben, z. B.
Unentgeltliche Wertabgabenbesteuerung greift auch in der Unternehmerkette; Vermietungs-Nebenkosten: „umsatzsteuerliche Neben-
leistung oder eigenständige Hauptleistung?“; Neue Rechtsentwicklungen zur USt-lichen Abgrenzung zwischen „Vergütung vs. Scha-
densersatz“ (insbesondere ein „Paukenschlag-Urteil“ des EuGH zu Zahlungen nach Werkvertragskündigung / § 648 BGB); Ab wann 
liegt eine „Transportbeteiligung des Lieferers“ mit der Ortsverlagerungsfolge des § 3c UStG vor?; Neues zur USt-Organschaft; USt-liche 
Probleme der Konzernbesteuerung (z. B. Umlagen); Rechtsentwicklungen zu Rechnung, VorSt-Abzug oder § 14c UStG (z. B. bei über-
nommenen Mietverträgen mit überhöhtem USt-Ausweis); Keine „Nachholung“ von Umsatzbesteuerung oder Entgeltsminderung erst in 
Folgejahren; Erlösverteilung: „Entgeltsminderung“ oder „Mittelverwendung“
Die Agenda wird an die weitere Rechtsentwicklungen angepasst.

Dienstag, 10. Juni 2025, 18.00 – 19.30 Uhr – WANN MACHEN STEUERLICHE GESTALTUNGEN MIT STIFTUNGEN SINN?

Referent: Dipl.-Kaufmann Klaus Bührer, Steuerberater und Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH in München
Durch Errichtung einer Stiftung können Nachfolgeprobleme gelöst, der Erhalt des Vermögens gesichert oder zum Beispiel gemeinnüt-
zige Zwecke mit dem eigenen Lebenswerk verbunden werden. Es gibt aber auch bedeutsame steuerliche Aspekte, die sich in bestimm-
ten Gestaltungssituationen sehr vorteilhaft auswirken können (z. B. bei der Erbschaftsteuer oder einem Wegzug ins Ausland). Es wird 
gezeigt, in welchen Fallkonstellationen der Einsatz von Stiftungen steuerlich besonders vorteilhaft sein kann.

Dienstag, 24. Juni 2025, 14.00 – 16.30 Uhr – SELBSTANZEIGE UND KORREKTUR 

Referent: Dipl.-Finanzwirt Frederik Karnath, Steuerberater, Rechtsanwalt und Geschäftsführer bei DORNBACH in Bonn
Unternehmen sehen sich einem immer komplexeren Steuerrecht ausgesetzt. Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltungsauffas-
sungen ändern sich schnell. Ebenso schnell passieren im täglichen Ablauf Fehler. Das birgt erhebliches Gefahrenpotenzial, wenn sei- 
tens der Finanzbehörden strafrechtliche Vorwürfe erhoben werden. 
Im Rahmen dieses Online-Seminars stellen wir Ihnen vor dem Hintergrund der aktuellen Rechtslage die Voraussetzungen und Rechts-
folgen der jeweiligen Berichtigungsmöglichkeiten dar und geben Handlungsempfehlungen zur effektiven Fehlerkorrektur und -prävention.

Die detaillierte Inhaltsübersicht der einzelnen Online-Seminare finden Sie auf unserer Homepage.

 Weitere Veranstaltungen finden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html 


